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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Die interkantonale Konferenz der Erziehungsdirektoren der Westschweiz und des
Tessins zeigten sich beunruhigt darüber, dass sich die Deutschschweiz immer offener
dafür zeige, Englisch statt Französisch als erste Fremdsprache zu unterrichten. Sie
verlangte deshalb eine Debatte über eine einheitliche Politik und forderte, dass die
Kantone die in den siebziger Jahren beschlossene Regelung wieder vermehrt beachten,
wonach die erste Fremdsprache eine Landessprache sein muss. Ihre Besorgnis erhielt
neue Nahrung durch den Entscheid des Erziehungsrates des Kantons Zürich, das Fach
Englisch zumindest probeweise als obligatorischen Unterricht an der
Volksschuloberstufe sowie an den unteren Klassen der Langzeitgymnasien einzuführen.
Die Erziehungsdirektorenkonferenz appellierte an die Kantone, bis zum Vorliegen eines
nationalen Fremdsprachenkonzepts, welches für Sommer 1998 in Aussicht gestellt
wurde, alle diesbezüglichen Entscheidungen auszusetzen. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.12.1997
MARIANNE BENTELI

Der Kanton Zürich startete einen Pilotversuch mit Frühenglisch und Informatik ab der
1. Klasse der Primarschule. Die Erziehungsdirektion begründete dies mit der
Globalisierung von Wirtschaft und Kommunikation und den daraus resultierenden
erhöhten Ansprüchen in diesen Bereichen. In der Romandie wurde der Schritt hingegen
mit Entrüstung aufgenommen. Die nationalrätliche Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur hielt einstimmig fest, aus staatspolitischen Gründen sollte die erste
Fremdsprache eine Landessprache sein; unbestritten war, dass dem Englischen ein
angemessener Platz eingeräumt werden muss. Der Bundesrat, der auf einen Rekurs
gegen das Zürcher Pilotprojekt nicht eintrat, nahm die Angelegenheit gelassener und
ermahnte die Zürcher Behörden lediglich, darüber zu wachen, dass der
Französischunterricht ab der 5. Klasse beibehalten und im gesamten Lehrplan die ihm
zukommende Bedeutung erfahre. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1998
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte eine Expertengruppe im Auftrag der kantonalen
Erziehungsdirektorenkonferenz eine Empfehlung zum Fremdsprachenunterricht
erarbeitet. Danach sollten alle Schüler während der obligatorischen Schulzeit zwei
Fremdsprachen erlernen, wobei der Kombination einer Landessprache mit Englisch die
grössten Chancen eingeräumt wurden. Der Kanton Graubünden zog – nach dem
Vorreiter Zürich, der die ganze Diskussion ins Rollen gebracht hatte – als erster die
Konsequenzen aus dieser Empfehlung. Ab 2002 wird Italienisch oder Romanisch erste
und Englisch zweite Fremdsprache an der Bündner Volksschule sein; Französisch wird
nur noch fakultativ angeboten. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.09.1999
MARIANNE BENTELI

Die 1998 vom Zürcher Regierungsrat initiierte Diskussion um Englisch als erste in der
Schule unterrichtete Fremdsprache hielt weiter an. Ende August sprach sich die
kantonale Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) für den Beginn des
Fremdsprachenunterrichts in der 3. Primarklasse aus, allerdings ohne sich darauf
festzulegen, ob dies eine Landessprache oder Englisch sein soll; gleichzeitig empfahl
sie, den Unterricht in einer zweiten Fremdsprache in der 5. Klasse aufzunehmen. Der
Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) unterstützte die
Dreisprachigkeit als Bildungsziel der Volksschule, verlangte aber von den Kantonen ein
koordiniertes Vorgehen. Obgleich die EDK für November einen definitiven Entscheid in
Aussicht stellte, bekräftigte der Regierungsrat des Kantons Zürich Mitte September
erneut seinen Willen, in nächster Zukunft Englisch ab dem 3. Schuljahr als erste
Fremdsprache einzuführen, unabhängig von allfälligen Empfehlungen der EDK;
begründet wurde dieses erneute Vorpreschen, das weniger im Grundsatz als vielmehr
wegen des Zeitpunkts der Ankündigung nicht nur in der Romandie ziemlichen Unmut
auslöste, mit der alleinigen Kantonshoheit in Schulfragen. 

Appenzell-Innerrhoden war bereits im März aktiv geworden und hatte beschlossen, ab
Sommer 2001 in allen 3. bis 6. Primarklassen den obligatorischen Englischunterricht

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.12.2000
MARIANNE BENTELI
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unter gleichzeitiger Abschaffung des Frühfranzösisch einzuführen. Einen, wenn auch
etwas anders gelagerten Entscheid zugunsten des Englischen fällte auch der Kanton
Graubünden, der 1997 eine zweite Kantonssprache als erste Fremdsprache bestimmt
hatte; er beschloss nun, ab der 7. Klasse Englisch als obligatorische zweite
Fremdsprache in den Lehrplan aufzunehmen; Französisch wird nur noch fakultativ
angeboten. An ihrer Jahresversammlung von Anfang November setzte die
Erziehungsdirektorenkonferenz ihren Entscheid allerdings erneut aus. Unbestritten
war, dass der Fremdsprachenunterricht an den Volksschulen zügig ausgebaut werden
soll; 13 Mitglieder sprachen sich für den Start mit einer Landessprache aus, 12 wollten
diesen Entscheid den Kantonen überlassen. Für den Beginn mit einer Landessprache
votierten sämtliche lateinischen und zweisprachigen Kantone sowie SO, BL und SG. BS
enthielt sich der Stimme. Obgleich die EDK ihre Mitglieder bat, vorerst allfällige
Umsetzungsmassnahmen lediglich auf Versuchsbasis zu treffen, erklärten die
Bildungsdirektoren der Zentralschweiz kurz vor Jahresende, sie wollten Frühenglisch
wenn möglich bereits ab 2004 einführen. 4

Die neue Maturitätsanerkennungsverordnung schafft die Möglichkeit, eine
zweisprachige Maturitätsprüfung ablegen zu können. Hauptbedingung ist, dass
(zusätzlich zum regulären Sprachenunterricht) mindestens 600 Stunden in der
Fremdsprache unterrichtet werden, wovon wenigstens ein naturwissenschaftliches
Fach. Ursprünglich war dafür eine zweite Landessprache vorgesehen, die Kantone
erreichten aber beim Bund, dass auch Englisch zugelassen wurde. Ab dem Schuljahr
2001/2002 starteten in den Kantonen Zürich, Basel-Land, Luzern und Neuenburg erste
Pilotversuche mit Englisch. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 04.10.2001
MARIANNE BENTELI

Für viel Gesprächsstoff sorgte die Diskussion um die Förderung der lateinischen
Sprachen in der Schweiz. Im Rahmen einer Bestandsaufnahme zur Situation der
italienischen Sprache als Maturitätsfach kam die Schweizerische Maturitätskommission
(SMK) zum Schluss, dass Italienisch zwar in den meisten Kantonen angeboten werde,
durchschnittlich aber nur 13 Prozent der Schüler Italienisch als Grundlagen-, Frei- oder
Schwerpunktfach besuchen. Ebenfalls kritisch diskutiert wurde der Entscheid der
Zürcher Regierung, Mathematik auf Kosten des Französisch stärker zu gewichten sowie
der Entscheid der Obwaldner Behörden, Italienisch aus dem gymnasialen Lehrplan zu
streichen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.03.2012
MÄDER PETRA

Über die Bedeutung von Mundart wurde auch 2013 rege diskutiert. Mit einer Vielzahl
kantonaler Initiativen aus rechtskonservativen Kreisen mauserte sich ein ursprünglich
pädagogisches Anliegen zu einer politischen Wertediskussion um Identität und Heimat.
So lehnte etwa die Stimmbevölkerung in den Kantonen Glarus und Luzern zwei SVP-
Anliegen ab, die den Kindergartenunterricht ausschliesslich in Dialektsprache abhalten
wollten, und sprach sich damit im Gegensatz zu den Zürcher Stimmberechtigten, die
2011 ein ähnliches Anliegen gutgeheissen hatten, für eine gleichwertige Behandlung von
Dialekt und Hochdeutsch im Vorschulalter aus. Während eine weitere Initiative dieser
Art im Kanton Solothurn im Sammelstadium scheiterte, steht eine Volksabstimmung zur
SD-Initiative „Ja zur Mundart im Kindergarten“ im Kanton Aargau noch aus. Mitte Jahr
lancierte das Forum Helveticum ein Projekt zur Verbesserung der sprachkulturellen
Verständigung. An einem ersten Treffen kamen Vertreter von Bildungsinstitutionen,
Lehrerverbänden, Erziehungsdirektionen und der SRG zu Wort. Als angebracht
empfanden die Teilnehmenden unter anderem eine verstärkte Aufklärungsarbeit in der
lateinischen Schweiz zur Bedeutung der Mundart, da der geläufige Gebrauch der
Dialektsprache dort nicht nur im wortwörtlichen Sinne auf Unverständnis stosse.
Gleichzeitig soll in der Deutschschweiz die Funktion des Hochdeutschen als Instrument
der nationalen Kohäsion betont werden. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2013
MARLÈNE GERBER

"Rüebli-Votum schwächt den Bildungsraum", titelte die Basellandschaftliche Zeitung
nach Annahme der Mundart-Initiative im Kanton Aargau und sah eine weitere Hürde
für die allfällige Schaffung eines gemeinsamen Nordwestschweizer Bildungsraumes. Im
Gegensatz zu den Kantonen Glarus und Luzern, deren Stimmbevölkerung ähnliche
Anliegen im Vorjahr versenkt hatten, sprachen sich die Aargauerinnen und Aargauer am
18. Mai 2014 für eine Volksinitiative der Schweizer Demokraten aus, die Mundart als
grundsätzliche Unterrichtssprache im Kindergarten festlegt. Der Kanton Aargau reiht

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.05.2014
MARLÈNE GERBER
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sich somit hinter Zürich als zweiter Gliedstaat ein, der das Hochdeutsch gänzlich aus
dem Kindergartenalltag verbannt. Für eine gleichwertige Behandlung von Schweizer-
und Hochdeutsch hatte sich 2011 der Kanton Basel-Stadt ausgesprochen. Nationalrat
Romano (cvp, TI) äusserte aufgrund des Aargauer Stimmentscheids die provozierenden
Fragen, ob es einer Verfassungsänderung bedürfe, damit Mundart anstelle des
Hochdeutschen den Status einer Landessprache erhalten könne und ob die
lateinischsprachigen Schulen in Zukunft Mundart unterrichten müssten, um den
nationalen Zusammenhalt zu sichern. Bundesrat Berset sah in beiderlei Hinsicht keinen
Handlungsbedarf. Erfolgreich war die Unterschriftensammlung der SVP des Kantons
Zug, die im September eine weitere kantonale Mundart-Initiative bei den Behörden
deponierte. 8

Im Rahmen eines Nationalfondsprojekts haben sich die Schweizer Linguisten Beat
Siebenhaar (Universität Leipzig) und Adrian Leemann (Cambridge University) in einer
europaweit einzigartigen Dialekt-Studie der unterschiedlichen Schweizer Dialekte
angenommen. Hierbei wurden Tonhöhe, Intonation und Sprechgeschwindigkeit des
Berner, Walliser, Bündner und Zürcher Dialekts miteinander verglichen. Die Ergebnisse
der Studie besagen, dass die Walliser die absoluten Schnellsprecher der Nation sind.
Verglichen mit den anderen Dialekten weisen sie in Bezug auf Lautaussprache,
Wortsilben, Wort- und Satzendendehnung sowie Phrasenlänge wesentlich kürzere
Messwerte auf. Die Berner hingegen bilden in all diesen Messdimensionen (bis auf die
Phrasenlänge) das Schlusslicht. Während sich noch in den 1990er-Jahren der Berner
Dialekt bei Volksbefragungen – aufgrund ebendieser Gemächlichkeit und des ganz
eigenen Redestils – als einer der beliebtesten Schweizer Dialekte etablieren konnte,
ergab eine neuere Studie von Adrian Leemann, dass sich mittlerweile der, oft als
arrogant wahrgenommene, Zürcher Dialekt zum Beliebtesten gemausert hat. In diversen
Bereichen sei der Zürcher Dialekt mit grosser Kompetenz, Vertrauenswürdigkeit und
Respekt verbunden. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.08.2015
MELIKE GÖKCE

1) Grin, F. / Sfreddo, C. ; SGT, 25.6.97; NZZ, 13.2., 11.10. und 17.12.97; TA, 31.10.97; 24 Heures, 12.11., 13.11. und 27.11.97; NQ,
20.11. und 17.12.97; Bund, 24.12.97; BaZ, 27.10.97
2) QJ, 26.1. und 27.1.98; NLZ, 7.2.98; Bund, 31.10.98 (BR); NZZ, 6.3. und 24.10.98 (Kommission); SGT, 18.4.98; TA, 7.9. und
19.11.98.
3) BüZ, 3.4. und 10.9.99
4) Presse vom 1.9., 15.9, 16.9, 22.9., 23.9 und 4.11.00; NZZ, 5.7.00; TA, 5.2. und 12.2.00; SGT, 14.9.00; NZZ, 27.9. und 6.10.00;
NLZ, 22.12.00
5) NZZ, 4.1., 11.1. und 20.3.01; LT, 17.1.01; BaZ, 4.10.01
6) NZZ, 21.3., 11.4. und 31.7.12.
7) LZ, 4.1. und 23.9.13; SOGL, 6.5.13; NZZ, 25.6.13
8) LZ Online, 17.9.14; BLZ, 21.5.14; SO, 8.6.14; NZZ, 29.7.14
9) SZ, 21.2.15; SoZ, 23.8.15; SoZ, 30.8.15
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